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Vorblatt 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Mit der vorliegenden Novelle zum Bundesverfassungsgerichts- 
gesetz wird im wesentlichen erneut der Regierungsentwurf 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht eingebracht, der in der V. Legislatur- 
periode nicht mehr verabschiedet worden ist. Die Vorlage 
regelt insbesondere die Probleme der unterschiedlichen Rechts- 
stellung der Verfassungsrichter, der Abgabe eines Sonder- 
votums und der Rückwirkung der Nichtigkeitserklärung von 
verfassungswidrigen Gesetzen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht neben anderen Regelungen von gerin- 
gerer Bedeutung eine Angleichung der Rechtsstellung derjeni- 
gen Verfassungsrichter, die aus der Zahl der an den obersten 
Gerichtshöfen des Bundes tätigen Richter gewählt werden, an 
diejenige der auf Zeit gewählten Richter vor. Die Abgabe eines 
Sondervotums wird zugelassen. Bei der Regelung über die 
Rückwirkung von Nichtigkeitserkenntnissen soll dem Bundes- 
verfassungsgericht die Befugnis gegeben werden, den Zeitpunkt 
des Außerkrafttretens eines verfassungswidrigen Gesetzes zu 
bestimmen. 


C. Alternativen 

Die Stellungnahme des Bundesrates vertritt die Auffassung, daß 
das Gesetz der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Februar 1970 

1/3 — 10302 — Ve 15/6/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 

mit Begründung und den Beschlüssen des Plenums des Bundes- 
verfassungsgerichts in der Sitzung am 13. November 1969 
(Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bun- 
destages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), zuletzt 
geändert durch § 28 des Vereinsgesetzes vom 

5. August 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 593), wird wie 
folgt geändert: 

1. Nach § 2 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt: 

„(3) Drei Richter jedes Senats werden aus der 
Zahl der Richter an den obersten Gerichtshöfen 
des Bundes gewählt. Gewählt werden sollen 
nur Richter, die wenigstens drei Jahre an einem 
obersten Gerichtshof des Bundes tätig gewesen 
sind." 

2. Dem § 3 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Bestehen Zweifel, ob eine mit den richterlichen 
Aufgaben unvereinbare berufliche Tätigkeit vor- 
liegt oder ob eine Tätigkeit als Hochschullehrer 
ihrem Umfange nach mit den richterlichen Auf- 
gaben vereinbar ist, so entscheidet das Plenum 
des Bundesverfassungsgerichts." 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

(1) Die Amtszeit der Richter dauert zwölf 
Jahre, längstens bis zur Altersgrenze. 

(2) Eine anschließende oder spätere Wieder- 
wahl der Richter ist ausgeschlossen. 

(3) Altersgrenze ist das Ende des Monats, in 
dem der Richter das 68. Lebensjahr vollendet. 

(4) Nach Ablauf der Amtszeit führen die Rich- 
ter ihre Amtsgeschäfte bis zur Ernennung des 
Nachfolgers fort." 

4. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Richter jedes Senats werden je zur 
Hälfte vom Bundestag und vom Bundesrat ge- 
wählt. Von den aus der Zahl der Richter an den 
obersten Gerichtshöfen des Bundes zu berufen- 
den Richtern werden einer von dem einen, zwei 
von dem anderen Wahlorgan, von den übrigen | 
Richtern drei von dem einen, zwei von dem i 
anderen Wahlorgan in die Senate gewählt." 

5. In § 5 Abs. 2 entfallen die Worte „auf Zeit zu 
berufenden". 


6. In § 5 Abs. 3 entfallen die Worte „für den Rest 
seiner Amtszeit". 

7. In § 13 wird nach Nummer 8 folgende Num- 
mer 8 a eingefügt: 

„8 a. über Verfassungsbeschwerden (Artikel 93 
Abs. 1 Nr. 4 a und 4 b des Grundgesetzes)" 

8. Nach § 16 wird folgender § 16 a eingefügt: 

„§ 16 a 

Der Geschäftsgang des Bundesverfassungsge- 
richts wird durch eine Geschäftsordnung gere- 
gelt, die das Plenum beschließt." 

9. § 24 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Unzulässige oder offensichtlich unbegründete 
Anträge können durch einstimmigen Beschluß 
des Gerichts verworfen werden." 

10. § 30 Abs. 2 wird Absatz 3; als Absatz 2 wird 
folgende Bestimmung eingefügt: 

„(2) Ein Richter kann seine in der Beratung 
vertretene abweichende Meinung zu der Ent- 
scheidung oder zu deren Begründung in einem 
Sondervotum niederlegen; das Sondervotum ist 
der Entscheidung anzuschließen. Die Senate kön- 
nen in ihren Entscheidungen das Stimmenver- 
hältnis mitteilen. Das Nähere regelt die Ge- 
schäftsordnung." 

11. § 31 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des § 13 Nr. 6, 11, 12 und 
14 hat die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts Gesetzeskraft. Das gilt auch in den Fäl- 
len des § 13 Nr. 8 a, wenn das Bundesverfas- 
sungsgericht ein Gesetz für nichtig erklärt. 
Soweit ein Gesetz als mit dem Grundgesetz oder 
sonstigem Bundesrecht vereinbar oder für nich- 
tig erklärt wird, ist die Entscheidungsformel, in 
den Fällen des § 79 Abs. 1 auch der vom Bun- 
desverfassungsgericht festgesetzte Zeitpunkt 
durch den Bundesminister der Justiz im Bundes- 
gesetzblatt zu veröffentlichen." 

12. Dem § 32 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Ist ein Senat nicht beschlußfähig, so kann 
die einstweilige Anordnung bei besonderer 
Dringlichkeit erlassen werden, wenn mindestens 
drei Richter anwesend sind und der Beschluß 
einstimmig gefaßt wird. Sie tritt nach einem 
Monat außer Kraft. Wird sie durch den Senat 
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bestätigt, so tritt sie drei Monate nach ihrem 
Erlaß außer Kraft. 

13. § 34 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Wird die Annahme einer Verfassungs- 
beschwerde gemäß § 93 a Abs. 3 abgelehnt oder 
eine Beschwerde gemäß Art. 41 Abs. 2 des 
Grundgesetzes (§ 13 Nr. 3) als unzulässig oder 
unbegründet zurückgewiesen, so kann das Bun- 
desverfassungsgericht dem Beschwerdeführer 
eine Gebühr von 20 Deutsche Mark bis zu 1000 
Deutsche Mark auferlegen, wenn die Einlegung 
der Beschwerde einen Mißbrauch darstellt." 

14. ln § 78 Satz 1 werden die Worte „stellt es in 
seiner Entscheidung die Nichtigkeit fest" ersetzt 
durch die Worte „erklärt es das Gesetz für nich- 
tig". 

15. ln § 79 werden die Absätze 1 und 2 zu Absät- 
zen 2 und 3; als Absatz 1 wird folgende Bestim- 
mung eingefügt: 

„(1) Das Bundesverfassungsgericht kann aus 
schwerwiegenden Gründen des öffentlichen 
Wohles in seiner Entscheidung bestimmen, daß 
ein für nichtig erklärtes Gesetz erst zu einem 
vom Gericht festzusetzenden Zeitpunkt als 
außer Kraft getreten gilt. Dieser Zeitpunkt darf 
nicht nach dem Wirksamwerden der Entschei- 
dung liegen." 

16. ln § 82 Abs. 4 werden die Worte „obere Bun- 
desgerichte" ersetzt durch die Worte „oberste 
Gerichtshöfe des Bundes", 

17. Im Teil 111 des Gesetzes wird die Überschrift 
vor § 90 wie folgt neu gefaßt: 

„Fünfzehnter Abschnitt 
Verfahren in den Fällen des § 13 Nr. 8 a". 

18. § 90 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Jedermann kann mit der Behauptung, 
durch die öffentliche Gewalt in einem seiner 
Grundrechte oder in einem seiner in Art. 20 
Abs. 4, 33, 38, 101, 103 und 104 des Grund- 
gesetzes enthaltenen Rechte verletzt zu sein, 
die Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfas- 
sungsgericht erheben." 

19. ln § 93 wird Absatz 3 gestrichen; Absatz 2 wird 
Absatz 3; als Absatz 2 wird folgende Bestim- 
mung eingefügt: 

„(2) Wer durch Naturereignisse oder andere 
unabwendbare Zufälle verhindert war, die in 
Absatz 1 Satz 1 bestimmte Frist einzuhalten, 
kann Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragen. Der Antrag ist unverzüglich, späte- 
stens innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall 
des Hindernisses zu stellen. Der Antrag muß die | 
zu seiner Begründung dienenden Tatsachen I 
angeben und glaubhaft machen. Innerhalb der 1 


Antragsfrist ist die versäumte Rechtshandlung 
nachzuholen." 

20. § 93 a Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Ausschuß kann durch einstimmigen 
Beschluß die Annahme der Verfassungs- 
beschwerde ablehnen, wenn sie unzulässig ist 
oder aus anderen Gründen keine Aussicht auf 
Erfolg hat." 

21. § 94 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„ (5) Die in den Absätzen 1, 2 und 4 genannten 
Verfassungsorgane können dem Verfahren bei- 
treten. Das Bundesverfassungsgericht kann von 
mündlicher Verhandlung absehen, wenn von ihr 
keine weitere Förderung des Verfahrens zu er- 
warten ist und die zur Äußerung berechtigten 
Verfassungsorgane, die dem Verfahren beige- 
treten sind, auf mündliche Verhandlung verzich- 
ten." 

22. § 98 erhält folgende Fassung: 

„§ 98 

(1) Ein Richter des Bundesverfassungsgerichts 
tritt in den Ruhestand 

1. mit Ablauf der Amtszeit, 

2. mit Erreichen der Altersgrenze, sofern er 
sein Amt als Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts wenigstens sechs Jahre bekleidet 
hat, 

3. bei Zurruhesetzung infolge Dienstunfähig- 
keit, 

4. bei Zurruhesetzung auf Antrag ohne Nach- 
weis der Dienstunfähigkeit, wenn er das 
65. Lebensjahr vollendet und sein Amt als 
Richter des Bundesverfassungsgerichts we- 
nigstens acht Jahre bekleidet hat. 

(2) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage 
der Bezüge berechnet, die dem Richter nach dem 
Gesetz über das Amtsgehalt der Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts zuletzt zugestanden 
haben. Entsprechendes gilt für die Hinterbliebe- 
nenversorgung." 

23. § 99 entfällt. 

24. In § 100 Abs. 1 Satz 2 und § 102 Abs. 1 wird die 
Verweisung auf „§ 99" jeweils durch „§ 98" 
ersetzt. 

25. In § 100 Abs. 1 Satz 1 entfallen die Worte „auf 
Zeit ernannten". 

26. § 100 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Hinterbliebenen eines früheren Rich- 
ters des Bundesverfassungsgerichts, der zur Zeit 
seines Todes Übergangsgeld bezog, erhalten 
Sterbegeld sowie für den Rest der Bezugsdauer 
des Übergangsgeldes Witwen- und Waisengeld; 
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Sterbegeld, Witwen- und Waisengeld werden 
aus dem Übergangsgeld berechnet." 

27. § 101 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ein zum Richter des Bundesverfassungsgerichts 
gewählter Beamter oder Richter scheidet vor- 
behaltlich der Vorschrift des § 70 des Deutschen 
Richtergesetzes mit der Ernennung aus seinem 
bisherigen Amt aus." 

28. § 102 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Bezieht ein früherer Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts Dienstbezüge, Emeritenbe- 
züge oder Ruhegehalt aus einem vor oder wäh- 
rend seiner Amtszeit als Bundesverfassungs- 
richter begründeten Dienstverhältnis als Hoch- 
schullehrer, so ruhen neben den Dienstbezügen 
das Ruhegeld oder das Ubergangsgeld aus dem 
Richteramt insoweit, als sie zusammen das um 
den nach § 101 Abs. 3 Satz 3 anrechnungsfreien j 
Betrag erhöhte Amtsgehalt übersteigen-, neben j 
den Emeritenbezügen oder dem Ruhegehalt aus 
dem Dienstverhältnis als Hochschullehrer wer- 
den das Ruhegehalt oder das Übergangsgeld 
aus dem Richteramt bis zur Erreichung des Ruhe- 
gehalts gewährt, das sich unter Zugrundelegung 
der gesamten ruhegehaltsfähigen Dienstzeit und 
des Amtsgehalts zuzüglich des anrechnungs- | 
freien Betrages nach § 101 Abs, 3 Satz 3 ergibt. ! 

29. § 102 Abs. 3 wird Absatz 4 und erhält folgende I 

Fassung: | 

„(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
die Hinterbliebenen." 

30. In § 103 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die versorgungsrechtlichen Entscheidungen 
trifft der Präsident des Bundesverfassungsge- 
richts." 


Artikel 2 

§ 1 

§ 1 des Gesetzes über das Amtsgehalt der Mit- 
glieder des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Fe- 
bruar 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 133) erhält folgen- 
den Absatz 5: 

„(5) Die Mitglieder des Bundesverfassungsge- 
richts haben das Recht der freien Benutzung aller 
staatlichen Verkehrsmittel." 


§ 2 

§ 47 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 6. März 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 191), erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Mitglieder des Bun- 
desverfassungsgerichts entsprechend. " 

§ 3 

§ 30 des Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676), zuletzt geändert 
durch Art. 15 des Finanzänderungsgesetzes 1967 
vom 21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1259), 
erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Mitglieder des Bun- 
desverfassungsgerichts entsprechend. " 

Artikel 3 

i Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt 
I befindlichen Richter gilt folgendes: 

1. Die Amtszeit der aus der Zahl der Richter an den 
obersten Gerichtshöfen des Bundes gewählten 
Richter bestimmt sich nach den vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Vorschriften. 

2. Die übrigen Richter bleiben bis zum Ende ihrer 
I laufenden Amtszeit im Amt. Sie können vor- 
behaltlich der Regelung über die Altersgrenze 
für eine anschließende Amtszeit von zwölf Jah- 

! ren wiedergewählt werden. 

i 

A r t i k e 1 4 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht in der nunmehr geltenden Fassung mit 
j neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
I Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 


i A r t i k e 1 5 

I 

Soweit das Grundgesetz für das Land Berlin gilt 
i oder die Zuständigkeit des Bundesverfassungsge- 
richts durch ein Gesetz Berlins in Übereinstimmung 
mit diesem Gesetz begründet wird, findet dieses 
Gesetz auch auf Berlin Anwendung. 


I 

I A r t i k e 1 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die gerichtsverfassungs- und verfahrensrechtlichen 
Regelungen des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht haben sich in der Vergangenheit weit- 
hin bewährt. Die bisher ergangenen drei Anderungs- 
gesetze haben keine grundlegenden Neuerungen ge- 
bracht. Sie verfolgten vor allem den Zweck, die Vor- 
aussetzungen für die Bewältigung des großen Ge- 
schäftsanfalles durch das Bundesverfassungsgericht 
zu bieten und zu verbessern. In diesem Zusammen- 
hang stehen die Herabsetzung der Richterzahl von 
ursprünglich 12 über 10 auf jetzt 8 Richter je Senat, 
die Neuverteilung der Zuständigkeiten zwischen bei- 
den Senaten durch das Änderungsgesetz vom 21. Juli 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 662) und die Einführung 
eines vereinfachten Verwerfungsverfahrens für die 
Verfassungsbeschwerde (§ 91 a in der Fassung des 
Änderungsgesetzes vom 21, Juli 1956; § 93 a in der 
Fassung des 3. Änderungsgesetzes vom 3. August 
1963 — Bundesgesetzbl. I S. 589). 

Diese Regelungen haben ihren Zweck weitgehend 
erfüllt. Trotz der Herabsetzung der Richterzahl auf 
8 Richter je Senat hat sich eine vertretbare Belastung 
der beiden Senate eingestellt. Der Umfang der Rück- 
stände hält sich in angemessenen Grenzen. Wenn in 
einzelnen Verfahren gleichwohl erst nach längerer 
Zeit eine Entscheidung ergeht, so beruht das jeden- 
falls teilweise darauf, daß das Bundesverfassungs- 
gericht gelegentlich erst die Klärung schwieriger 
verfassungsrechtlicher Fragen in einem anderen Zu- 
sammenhang oder Verfahren abwartet. 

Die Bundesregierung sieht deshalb keine Notwen- 
digkeit, an dieser Stelle wesentliche Änderungen der 
bewährten verfassungsgerichtlichen Verfahrensrege- 
lungen zu empfehlen. Die Vorschläge dieses Ent- 
wurfs lassen das Verfahrenssystem als solches unbe- 
rührt; sie beschränken sich vielmehr auf einzelne 
Punkte, deren bisherige Regelung als unzureichend 
empfunden wurde. Dazu rechnet etwa die Möglich- 
keit einer Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
bei Versäumnis der Einmonatsfrist für die Verfas- 
sungsbeschwerde, die Effektuierung des bei Verfas- 
sungsbeschwerden von dem Vorprüfungsausschuß 
durchzuführenden Ännahmeverfahrens oder die 
Klarstellung der für Verfassungsorgane maßgeb- 
lichen Beitrittsvoraussetzungen in Verfassungsbe- 
schwerdeverfahren. Darüber hinausgehende Anre- 
gungen für wesentliche Verfahrensänderungen sind 
auch vom Bundesverfassungsgericht nicht ausgegan- 
gen. 

Nachdem die Entwicklung im verfahrensrechtlichen 
Bereich hiernach zu einem gewissen Abschluß ge- 
langt ist, hält die Bundesregierung jedoch Verbesse- 
rungen für erforderlich, die der Stellung und Funk- 
tion des Bundesverfassungsgerichts und seiner Mit- 
glieder angepaßt sind und die bisherigen Regelun- 


gen abrunden. Insbesondere wird eine Ängleichung 
der Rechtsstellung derjenigen Verfassungsrichter, 
die aus der Zahl der an den obersten Gerichts- 
höfen des Bundes tätigen Richter gewählt wer- 
den, an diejenige der auf Zeit gewählten Richter 
sowie die Einführung einer einheitlichen Alters- 
grenze vorgeschlagen. Damit verbindet sich zu- 
gleich das Bestreben, die Stellung des Bundesver- 
fassungsgerichts als Verfassungsorgan einerseits und 
die Unabhängigkeit der einzelnen Richter anderer- 
seits noch stärker zu betonen. Die Bundesregierung 
hält es ferner für angezeigt, daß ein Richter seine in 
der Beratung vertretene abweichende Meinung zu 
einer Enscheidung oder zu deren Begründung in 
einem Sondervotum niederlegen kann, nachdem 
durch die bisherige umfangreiche Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts ein breites Funda- 
ment verfassungsrechtlicher Erkenntnisse gelegt 
worden ist. Schließlich hält die Bundesregierung im 
Hinblick auf die weitreichende Rückwirkung der 
Nichtigerklärung verfassungswidriger Gesetze eine 
Regelung für erforderlich, die das Bundesverfas- 
sungsgericht bei seiner ohnehin schwierigen und 
verantwortungsvollen Aufgabe von der zusätzlichen 
Rücksichtnahme auf die folgenschweren Nachteile 
entlastet, die sich aus der Auswirkung seines 
Spruchs in die Vergangenheit für das gemeine Wohl 
ergeben können. 

Die sonstigen vorgeschlagenen Regelungen sind von 
minderem Gewicht, teils haben sie nur redaktionel- 
len Charakter. 


B. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die Bestimmung ist aus § 4 Abs. 1 BVerfGG vorge- 
zogen und inhaltlich an die vorgesehene Änderung 
der Rechtsstellung der Richter von den obersten 
Gerichtshöfen des Bundes angepaßt worden, die 
bisher für die Dauer ihres Amtes an diesen Ge- 
richtshöfen gewählt wurden. 

Zu Nummer 2 

Nach § 3 Abs. 4 BVerfGG ist mit der richterlichen 
Tätigkeit jede andere berufliche Tätigkeit als die 
eines Lehrers des Rechts an einer deutschen Hoch- 
schule unvereinbar, jedoch geht die Tätigkeit als 
Bundesverfassungsrichter der Tätigkeit als Hoch- 
schullehrer vor. Das geltende Recht gibt dem Plenum 
aber keine Zuständigkeit, in Zweifelsfällen zu ent- 
scheiden. Eine solche Regelung empfiehlt sich jedoch 
im Zusammenhang mit der Festsetzung der Amtszeit 
auf zwölf Jahre im Hinblick auf die Gewährleistung 
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der Funktionsfähigkeit des Bundesverfassungsge- 
richts. 

Nach der vorgeschiagenen Fassung hat das Plenum 
des Bundesverfassungsgerichts bei gegebenem An- 
laß jeweils im Einzelfall zu entscheiden, ob eine 
unzulässige berufliche Tätigkeit vorliegt oder eine 
Hochschullehrertätigkeit ihrem Umfange nach mit 
den richterlichen Aufgaben nicht vereinbar ist. Da- 
durch soll jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß 
das Plenum im voraus allgemeine Maßstäbe be- 
schließt, an die sich die einzelnen Richter halten. 

Zu Nummer 3 

Nach Artikel 94 Abs. 1 Satz 1 GG besteht das Bun- 
desverfassungsgericht aus Bundesrichtern und ande- 
ren Mitgliedern. Gegenwärtig werden drei Richter 
jedes Senats aus der Zahl der Richter an den ober- 
sten Gerichtshöfen des Bundes für die Dauer ihres 
Amtes an diesen Gerichten, also regelmäßig bis zum 
Erreichen der Altersgrenze gewählt. Die übrigen 
Richter werden auf die Dauer von acht Jahren ge- 
wählt; eine Altersgrenze besteht für sie nicht. Diese 
unterschiedliche Regelung der Amtszeit für die bei- 
den Richtergruppen wird der Funktion des Bundes- 
verfassungsgerichts und der Aufgabe seiner Mitglie- 
der nicht gerecht. Die statusrechtliche Differenzie- 
rung zwischen den beiden Richtergruppen läßt sich 
nicht damit rechtfertigen, daß nach der dem Art. 94 
Abs. 1 Satz 1 GG zugrunde liegenden Vorstellung 
die eine Richtergruppe den Erfahrungsschatz der 
obersten Gerichtshöfe des Bundes, die andere Rich- 
tergruppe die in den verschiedensten Berufen und 
regelmäßig in vielfältiger öffentlicher Verantwor- 
tung erworbenen Kenntnisse und Erfahrungen in die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein- 
bringen sollte; denn beide Gesichtspunkte sind für 
die Verfassungsrechtsprechung von gleichem Ge- 
wicht. Die Zugehörigkeit zu dem höchsten Gericht, 
das zugleich Verfassungsorgan ist, erfordert somit 
den grundsätzlich gleichen Status aller richterlichen 
Mitglieder. 

Die hier vorgeschlagene Regelung soll die bisher 
unterschiedliche Rechtsstellung der beiden Richter- 
gruppen angleichen und zugleich die richterliche 
Unabhängigkeit stärken. Die Festsetzung der Amts- 
zeit auf zwölf Jahre, jedoch nicht über die Alters- 
grenze hinaus bedeutet eine erhebliche Verlänge- 
rung gegenüber der bisher vorgesehenen Amtszeit 
von acht Jahren für die Zeitrichter. Auch wird das 
Ansehen der Unabhängigkeit der Richter dadurch 
gesteigert, daß die auf Zeit berufenen Mitglieder 
des Bundesverfassungsgerichts nicht durch Wahl- 
organe wiedergewählt werden, deren verfassungs- 
mäßiges 'Handeln sie kontrollieren. Die Möglichkeit 
einer Wiederwahl der Bundesverfassungsrichter vor- 
zusehen, erscheint insbesondere dann nicht ange- 
zeigt, wenn — wie in Artikel 1 Nr. 10 vorgeschla- 
gen — ■ ein überstimmter Richter seine von der 
Mehrheitsmeinung des Gerichts abweichende Auf- 
fassung in einem Sondervotum (dissenting vote) der 
Entscheidung anschließen kann. Es sollte jede Mög- 
lichkeit ausgeschlossen werden, im Einzelfall zwi- 
schen der Abgabe des dissenting vote und der Aus- 


übung des Wahlrechts einen Zusammenhang herzu- 
stellen. 

I Die mit dem Ausschluß der Wiederwahl angestrebte 
; Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit ließe sich 
i freilich auch durch eine Berufung der Bundesver- 
' fassungsrichter auf Lebenszeit erreichen. Dadurch 
j würde jedoch dem notwendigen Bestreben entgegen- 
I gewirkt, durch die Zuwahl neuer Richter dem Ge- 
I rieht zugleich neue Impulse zu geben, auf die die 
I Verfassungsrechtsprechung nicht verzichten kann, 
wenn sie den differenzierten und ständig wachsen- 
den Bedürfnissen einer im schnellen Wandel befind- 
lichen modernen Leistungsgesellschaft gerecht wer- 
den soll. Vor allem wäre eine Berufung der Ver- 
fassungsrichter auf Lebenszeit aber auch der staats- 
rechtlichen Stellung des Bundesverfassungsgerichts 
als Verfassungsorgan nicht angemessen. Es ist ein im 
System des Grundgesetzes durchgängig verwirklich- 
tes Prinzip des demokratischen Staates, daß seine 
Verfassungsorgane vom Volk oder seinen gewähl- 
ten Vertretern nur eine zeitlich befristete Legitima- 
tion erhalten. Dieses Prinzip sollte nicht bei dem- 
jenigen Verfassungsorgan außer acht gelassen wer- 
den, das in besonderer Weise zum Hüter der demo- 
kratischen Verfassung berufen ist. Demgemäß ist 
auch schon bisher der demokratische Grundsatz der 
zeitlich befristeten Legitimation bei der Bestellung 
der Mehrzahl der Bundesverfassungsrichter, nämlich 
der auf Zeit gewählten Mitglieder des Gerichts ver- 
wirklicht worden. Er sollte im Zuge der statusrecht- 
lichen Vereinheitlichung der beiden Richtergruppen 
nicht durch Einführung einer Wahl auf Lebenszeit 
beseitigt, sondern durch Ausdehnung auf alle Richter 
gefestigt werden. 

Die Einführung einer einmaligen Amtszeit von 12 
Jahren für alle Bundesverfassungsrichter kann im 
Einzelfall — wie nicht verkannt wird — freilich dazu 
führen, daß ein Richter trotz unverminderter Lei- 
stungsfähigkeit unter Umständen schon zu einem 
erheblich vor der Altersgrenze liegenden Zeitpunkt 
in den Ruhestand tritt. Gegenüber den dargelegten 
Gründen, die für die hier vorgeschlagene Regelung 
sprechen, muß dieser Gesichtspunkt jedoch zurück- 
treten, zumal er in der Praxis sich nicht besonders 
stark bemerkbar machen wird. Einmal werden er- 
fahrungsgemäß die Bundesverfassungsrichter oft erst 
im Alter von etwa 50 oder mehr Jahren in ihr Amt 
gewählt, zum anderen fällt die Wahl im allgemeinen 
nur auf solche Richter, die vermöge ihrer hohen Be- 
fähigung und der Kraft ihrer Persönlichkeit nach 
I Ablauf ihrer Amtszeit in der Regel bald einen neuen, 
ihnen angemessenen Wirkungsbereich in Wissen- 
schaft, Politik oder in einem anderen Gebiet finden 
werden. 

Für die bei Inkrafttreten des vorgeschlagenen Ände- 
rungsgesetzes im Amt befindlichen Richter sieht Ar- 
tikel 3 eine angemessene Übergangsregelung vor. 

Zu Nummer 4 

Der Vorschlag entspricht sachlich der Regelung des 
geltenden § 5 Abs. 1 BVerfGG, die er lediglich 
redaktionell an die vorgesehene Statusangleichung 
der beiden Richtergruppen anpaßt. 
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Zu Nummer 5 

Es handelt sich um eine redaktionell notwendige 
Folgerung aus den vorangegangenen Vorschlägen. 

Zu Nummer 6 

Gegenwärtig wird bei vorzeitigem Ausscheiden 
eines Richters der Nachfolger nur für den Rest der 
Amtszeit des Vorgängers, also gegebenenfalls für 
eine sehr kurze Zeitspanne gewählt. Allerdings muß 
bei vorzeitigem Ausscheiden eines Richters von 
einem obersten Gerichtshof auch der Nachfolger von 
einem obersten Gerichtshof gewählt werden und be- 
hält demzufolge nach geltendem Recht (§ 4 Abs. 1 
Satz 1) wiederum für die Dauer seines Bundesrichter- 
amtes sein Verfassungsrichteramt. Nach dem Vor- 
schlag soll in Zukunft der Nachfolger eines vorzeitig 
ausgeschiedenen Richters in jedem Fall für eine 
volle Amtsperiode gewählt werden. 

Zu Nummer 7 

Die Vorschrift soll den Katalog der verfassungsrecht- 
lichen Entscheidungszuständigkeiten des Bundesver- 
fassungsgerichts um die durch das 19. Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes in Artikel 93 Abs. 1 
Nr. 4 a und 4 b GG institutionalisierte Verfassungs- 
beschwerde ergänzen. 

Zu Nummer 8 

Ähnlich wie etwa der Bundesgerichtshof nach § 140 
des Gerichtsverfassungsgesetzes soll das Plenum des 
Bundesverfassungsgerichts eine Geschäftsordnung 
beschließen, die gegenständlich auf den gerichts- 
internen Geschäftsgang beschränkt ist. Geschäfts- 
ordnungsregelungen über diesen Rahmen hinaus 
begegnen verfassungsrechtlichen Bedenken. Soweit 
nämlich Verfassungsorgane Geschäftsordnungen mit 
Außenwirkung zu erlassen berechtigt sind, ist ihr 
Geschäftsordnungsrecht — wie z. B. in Art. 40 
Abs. 1 Satz 2, Art. 52 Abs. 3 Satz 2, Art. 53 a 
Abs. 1 Satz 4, Art. 65 Satz 4, Art. 77 Abs. 2 
Satz 2 GG — ausdrücklich statuiert. Für das Bundes- 
verfassungsgericht sieht das Grundgesetz ein solches 
Geschäftsordnungsrecht jedoch nicht vor. Selbst wenn 
man aber annehmen wollte, mit der Stellung als 
Verfassungsorgan sei ohne weiteres das — alsdann 
in den vorerwähnten Artikeln des Grundgesetzes 
nur deklaratorisch hervorgehobene — Recht zum Er- 
laß einer Geschäftsordnung gegeben, bleibt zu be- 
rücksichtigen, daß nach Art. 94 Abs. 2 Satz 1 GG 
die Regelung der verfassungsgerichtlichen Verfas- 
sung und des Verfahrens ausdrücklich einem Bundes- 
gesetz Vorbehalten ist. Dieser verfassungsrechtliche 
Gesetzesvorbehalt läßt nach Auffassung der Bundes- 
regierung allerdings Raum für eine auf den Ge- 
schäftsgang des Gerichts beschränkte Geschäftsord- 
nung. In dieser wird beispielsweise das bei Abgabe 
eines Sondervotums (vgl. Nummer 10) zu beachtende 
Verfahren zu regeln sein. 

Eine Regelung darüber, auf welche Weise die Ge- 
schäftsordnung bekanntzumachen ist, wird nicht vor- 
gesehen. Die Art und Weise der Bekanntmachung 
wird — wie bei den Geschäftsordnungen anderer 


I Gerichte — dadurch bestimmt, daß das Plenum des 
j Bundesverfassungsgerichts bei Erlaß der Geschäfts- 
j Ordnung nicht als Verfassungsorgan, sondern als 
I Gericht tätig wird und es sich bei der Geschäftsord- 
i nung um eine gerichtsinterne Regelung handelt. 

I 

j Zu Nummer 9 

Der Vorschlag enthält eine redaktionelle Änderung. 
Die Tatbestandsmerkmale „formwidrig“, „verspätet“ 
oder „Anträge von offensichtlich Nichtberechtig- 
ten“ sind nur verschiedene Sonderformen der Unzu- 
lässigkeit und können deshalb gestrichen werden. 

j 

! Zu Nummer 10 

I 

i Nach dem auch für das Bundesverfassungsgericht 
i geltenden § 43 DRiG hat der Richter über den Her- 
gang bei der Beratung und Abstimmung — auch 
nach Beendigung seines Dienstverhältnisses — zu 
schweigen. Diese Bestimmung schließt es aus, daß 
ein Richter seine in der Beratung vertretene ab- 
weichende Meinung zu der Entscheidung oder zu 
deren Begründung in einem zur Veröffentlichung 
kommenden Sondervotum niederlegt. In Abweichung 
von einigen anderen verfassungsgerichtlichen Ver- 
; fahrensordnungen (vgl. § 7 a der Geschäftsordnung 
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes, § 13 
' Abs. 3 der Verfahrensordnung des Staatsgerichts- 
hofes der Freien Hansestadt Bremen) enthält das Ge- 
: setz über das Bundesverfassungsgericht für diesen 
Gerichtshof keine ausdrückliche Regelung. 


In der Praxis des Bundesverfassungsgerichts gibt es 
allerdings verschiedene Entscheidungen, die aus der 
Formulierung, daß eine Verfassungsverletzung nicht 
festgestellt werden kann, auf ein bestimmtes Ab- 
stimmungsergebnis schließen lassen. Auch hat das 
Bundesverfassungsgericht im Spiegel-Urteil sehr ein- 
gehend die die Entscheidung tragende Auffassung 
und die Auffassung der anderen Richter wieder- 
gegeben. Ferner wird in jüngerer Zeit in den Ent- 
scheidungen des Zweiten Senats das jeweilige Er- 
gebnis der Abstimmung mitgeteilt. Die Entwicklung 
geht also auf eine Zulassung des Sondervotums hin. 
Das Plenum des Bundesverfassungsgerichts selbst 
hat sich im Jahre 1967 mit 9 : 6 Stimmen für seine 
Einführung im Verfahren des Bundesverfassungs- 
gerichts ausgesprochen. 


I Auch in der wissenschaftlichen Erörterung hat die 
Zulassung des Sondervotums zunehmend Befürwor- 
ter gefunden. Hervorzuheben sind insbesondere die 
im Archiv des öffentlichen Rechts Band 86 (1961) 
S. 39 ff. und Band 90 (1965) S. 440 ff. erschienenen 
1 Veröffentlichungen von Kurt H. Nadelmann und die 
I Abhandlungen von Wolfgang Heyde „Das Minder- 
I heitsvotum des überstimmten Richters“ (1966) und 
I Hans Georg Rupp „Zur Frage der Dissentin Opinion" 

1 in der Festschrift für Gerhard Leibholz (1966). Die 
I dort für die Gerichtsbarkeit im allgemeinen ange- 
I stellten Erwägungen treffen angesichts der Beson- 
; derheit der verfassungsrechtlichen Rechtserkenntnis 
I und der Funktion des Bundesverfassungsgerichts 
! jedenfalls für diesen Gerichtshof zu. Der 47. Deutsche 
I Juristentag hat die mit der Zulassung des Sonder- 
1 Votums verbundenen Fragen eingehend erörtert und 
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sich in besonderer Weise gerade für die Zulassung ' 
des Sondervotums im Rahmen der Verfassungs- 
gerichtsbarkeit ausgesprochen. i 

Die Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 hat 
ebenfalls ausdrücklich betont, dem Verfassungsrich- 
ter müsse das Recht eingeräumt werden, sein von 
der Mehrheitsmeinung abweichendes Votum zu ver- 
öffentlichen. Dafür sprechen nach Auffassung der 
Bundesregierung überwiegende Gründe. Das Sonder- | 
Votum erscheint einmal bedeutsam im Zusammen- I 
hang mit der Fortentwicklung des Rechts, die gerade j 
im Bereich des Verfassungsrechts beachtlich ist. Im | 
Verfassungsrecht kommt der Rechtsfindung unter 
Berücksichtigung der Gesamtheit der Rechts- und 
Lebensordnung besondere Bedeutung zu. Die Er- 
kenntnis der maßgebenden Rechtstatsachen und die 
Ausfüllung der verfassungsrechtlichen Wertentschei- 
dungen führt auch bei strenger Bindung an das 
Grundgesetz häufig zu recht verschiedenen Beurtei- 
lungen. Die Zulassung des Sondervotums ist für den 
einzelnen Richter mit einer großen Verantwortung 
verbunden. Aber auch für das Gericht selbst ver- 
langt sie eine eingehende Auseinandersetzung mit 
den Argumenten des einzelnen Richters oder der 
Minderheit. Dadurch wird insbesondere der Gesetz- 
geber in die Lage versetzt, etwaige Schwächen und 
Mängel einer gesetzlichen Regelung zu erkennen, zu 
beseitigen oder den dagegen vorgebrachten Ein- 
wänden jedenfalls in Zukunft in stärkerem Maße 
Rechnung zu tragen. 

Eine weitere Bedeutung kann die Zulassung des 
Sondervotums entfalten, indem durch ein Sonder- 
votum unter Umständen frühzeitig die Möglichkeit 
einer Änderung der Rechtsprechung oder jedenfalls 
die Hervorkehrung neuer Akzente angezeigt wird. 
Eine Änderung der Rechtsprechung erscheint dann 
auch im Hinblick auf die Autorität des Bundesver- * 
fassungsgerichts selbst und der übrigen Verfassungs- ^ 
Organe nicht mehr als so einschneidend, wenn die | 
Rechtsauffassung schon früher in einem Sonder- i 
Votum Ausdruck gefunden hat. Gerade die Praxis ! 
des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten j 
von Amerika zeigt deutlich, daß ein Sondervotum 
häufig die zukünftige Rechtsprechung anzeigt. | 

Schließlich aber führt die Zulassung des Sonder- i 
Votums zu einer Verstärkung der Offenheit bei der 
Rechtsfindung, die von demokratischen Prinzipien 
her erwünscht ist und auch zu einer weiteren Stär- 
kung des Ansehens der Richter und des Gerichts 
seihst führen kann. Denn der dissentierende Richter 
wird auf diese Weise der Anonymität entzogen, in- 
dem er sich der Kritik der Öffentlichkeit und der 
Wissenschaft stellt. Aber auch hinsichtlich des 
Rechtsfindungsvorgangs seihst wird der vielfach fal- ' 
sehen Vorstellung entgegengewirkt, als ob die Fin- 
dung des wahren Rechts ein schlichter logischer Er- 
kenntnisvorgang sei, der außerhalb jeder Meinungs- 
verschiedenheit stehe. 

Demgegenüber vermag das Bedenken, die Zulassung 
des Sondervotums werde zu einer Verminderung des 
Ansehens des Bundesverfassungsgerichts und zu 
einer Gefährdung des Rechtsfriedens führen, nicht 
durchzugreifen; dagegen spricht schon die Erfahrung 
in den Fällen, in denen bereits abweichende Mei- 


nungen veröffentlicht wurden. Auch die Angabe des 
Stimmenverhältnisses in den Entscheidungen des 
Zweiten Senats hat für das Ansehen des Bundesver- 
fassungsgerichts keinen abträglichen Einfluß gehabt. 

Auch der gelegentlich geäußerte Einwand, die Zu- 
lassung des Sondervotums habe im deutschen Rechts- 
leben keine Tradition, vermag nicht zu überzeugen. 
Soweit Tradition überhaupt als Voraussetzung dei 
Rechtsschöpfung anerkannt werden kann, fehlt diese 
jedenfalls im verfassungsgerichtlichen Bereich in 
Deutschland nicht völlig. Im übrigen kann eine 
solche Tradition jedenfalls im übernationalen Rah- 
men, zumal bei den angloamerikanischen und den 
skandinavischen Staaten festgestellt werden. Auch 
für den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
ist die Zulässigkeit des Sondervotums ausdrücklich 
vorgesehen. Dabei ist ergänzend darauf hinzuwei- 
sen, daß das Grundgesetz die Bedeutung einerseits 
des demokratischen Prinzips, zu dem auch der Grund- 
satz der Offenheit und Öffentlichkeit gehört, beson- 
ders hervorgehoben und sich andererseits für eine 
umfassend zuständige Verfassungsgerichtsbarkeit 
ausgesprochen hat. Der Hinweis auf mangelnde 
Tradition würde sich also nur auf diese grundlegen- 
den Entscheidungen des Verfassungsgesetzgebers 
selbst beziehen können. 

Die vorgeschlagene Regelung beläßt dem Bundes- 
verfassungsgericht genug Spielraum. Zwingend vor- 
gesehen ist jedoch, daß ein Richter seine abwei- 
chende Meinung nur insoweit, als er sie in der 
Beratung vertreten hat, in einem Sondervotum 
niederlegen kann. Die Möglichkeit, ein Sondervotum 
abzugeben, soll dabei sowohl bei einer „dissenting 
opinion" als auch bei einer „concurring opinion" ge- 
geben sein; die abweichende Meinung kann sich also 
sowohl auf das Entscheidungsergebnis wie auf des- 
sen Begründung beziehen. Ferner ist vorgesehen, 
daß ein Sondervotum der Entscheidung anzuschließen, 
also mit dieser bekanntzumachen ist. Außerdem 
sollte ausdrücklich festgelegt werden, daß die Senate 
in ihren Entscheidungen auch das Stimmenverhältnis 
mitteilen können. 

Das bei der Abgabe eines Sondervotums zu beach- 
tende Verfahren soll der Regelung durch die Ge- 
schäftsordnung Vorbehalten bleiben. 

Zu Nummer 11 

Der Vorschlag steht in Zusammenhang mit den in 
Nummer 14 und 15 vorgeschlagenen Änderungen. 
Er geht davon aus, daß die verfassungsgerichtlichen 
Nichtigkeitserkenntnisse nicht mehr als Feststel- 
lungsurteile umschrieben werden sollen, diesen viel- 
mehr eine gestaltende Funktion wesenseigen ist, 
weil erst durch sie die Rechtslage verdeutlicht und 
verbindlich geklärt wird. 

Die vorgeschlagene Neufassung des Absatzes 2 Satz 3 
stellt sicher, daß auch eine Nebenentscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts nach § 79 Abs. 1 BVerfGG 
in der Fassung dieses Entwurfs (vgl. Nummer 15) im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht wird. Außerdem er- 
möglicht sie, Hinweise im verfassungsgerichtlichen 
Entscheidungstenor auf die verfassungskonforme 
Auslegung einer Norm, die an sich nicht an der Ge- 
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setzeskraft teilnehmen, im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzumachen. 

Zu Nummer 12 

Nach § 32 BVerfGG kann eine einstweilige Anord- 
nung nur durch den Senat erlassen werden. Diese 
Regelung hat zu Schwierigkeiten geführt, wenn — 
insbesondere in Ferienzeiten ■ — ein Senat nicht be- 
schlußfähig ist. Im Falle einer solchen Beschluß- 
unfähigkeit soll deshalb die einstweilige Anordnung 
bei besonderer Dringlichkeit durch mindestens drei 
Richter einstimmig erlassen werden können. Wegen 
der großen Bedeutung, die einstweilige Anordnun- 
gen haben können, soll eine solche nur von drei 
Richtern erlassene einstweilige Anordnung jedoch 
bereits nach einem Monat außer Kraft treten, es sei 
denn, sie würde durch den Senat bestätigt. Eine 
solche Bestätigung wäre keine Wiederholung im 
Sinne von § 32 Abs. 5 Satz 2 BVerfGG und deshalb 
nicht an die dort bezeichnete Zweidrittelmehrheit 
gebunden. 

Eine besondere Bestimmung, daß auf dieses Verfah- 
ren die Vorschriften des § 32 Abs. 1 bis 4 BVerfGG 
anzuwenden sind, soweit er mit dem Charakter die- 
ser besonderen einstweiligen Anordnung vereinbar 
ist, erscheint entbehrlich. 

Zu Nummer 13 

Der Vorschlag hat nur redaktionelle Bedeutung, in- 
dem er die Kostenregelung dem § 93 a Abs. 3 
BVerfGG angleicht. 

Zu Nummer 14 

Der Vorschlag enthält eine redaktionelle Anpassung 
an die Formulierung in den geltenden §§ 78 Satz 2 
und 95 Abs. 3 Satz 1, wonach das Bundesverfassungs- 
gericht ein verfassungs- oder bundesgesetzwidriges 
Gesetz „für nichtig erklärt". Darin kommt klarer als 
in der bisherigen Fassung, die von der Feststellung 
der Nichtigkeit spricht, zum Ausdruck, daß dem ver- 
fassungsgerichtlichen Nichtigkeitserkenntnis, weil 
es die Verfassungsrechtslage letztverbindlich klärt, 
ein gestaltendes Element wesenseigen ist. 

Zu Nummer 15 

Die Nichtigkeitserklärung einer Rechtsnorm durch 
das Bundesverfassungsgericht hat für alle Arten ver- 
fassungsgerichtlicher Normenkontrolle — die ab- 
strakte und die konkrete Normenkontrolle sowie 
die Verfassungsbeschwerde als Normenklage — die 
gleichen Wirkungen: Die Norm, die gegen das 
Grundgesetz verstößt, ist von Anfang an — ex tune 
— nichtig. Allerdings kommt diesem Grundsatz der 
ex-tunc-Wirkung nach der Rechtsprechung des Bun- 
desverfassungsgerichts kein Verfassungsrang zu; er 
ist vielmehr aus der einfach-rechtlichen Bestimmung 
des § 78 BVerfGG abzuleiten (BVerfGG 1, 14 [36 1.] 
und ständige Rechtsprechung). 

Der Entwurf der Bundesregierung hält grundsätzlich 
an dem Prinzip der von Anfang an wirkenden Nich- 
tigkeit eines verfassungswidrigen Gesetzes fest. 


ohne dabei zu übersehen, daß auch das geltende 
Recht das Postulat einer totalen Beseitigung aller 
Wirkungen eines für nichtig erklärten Gesetzes nicht 
voll verwirklicht und letztlich nicht verwirklichen 
kann. Kein verfassungsgerichtliches Nichtigkeits- 
erkenntnis und keine Folgenbeseitigungsregelung 
sind imstande, die tatsächlichen Einwirkungen eines 
verfassungswidrigen Gesetzes auf unzählige Lebens- 
tatbestände in der Vergangenheit ungeschehen zu 
machen. Gleichwohl sind bereits nach geltendem 
Recht die mit der Nichtigkeitserklärung verbunde- 
nen Folgen der Rückwirkung so weitreichend, daß sie 
im Einzelfall zu schweren, unter Umständen nicht 
wiedergutzumachenden Nachteilen für die Gemein- 
schaft und die Grundlagen ihres geordneten Zusam- 
menlebens führen können. Das gilt für Normen, 
welche die bürgerlichen Rechtsbeziehungen und den 
privaten Wirtschaftsverkehr regeln, ebenso wie für 
die Bereiche des öffentlichen Rechts. Insbesondere 
bei Gesetzen über öffentlich-rechtliche Abgabe- und 
Leistungspflichten kann eine über mehrere Jahre 
zurückwirkende Nichtigkeitserklärung zu unvorher- 
sehbaren Haushaltsbelastungen führen, die eine auf 
längere Sicht ausgerichtete Finanzplanung ernsthaft 
gefährden und die Ordnung der staatlichen Finanz- 
führung selbst berühren. Aber auch in anderen Be- 
reichen — etwa bei staatlichen Organisationsnormen 
— sind Falle denkbar, in denen die ex-tunc-Wirkung 
eines Nichtigkeitserkenntnisses die Funktionsfähig- 
keit des Staates oder seiner Organe an entscheiden- 
der Stelle aufs Schwerste gefährdet. 

Die erheblichen Nachteile, die sich in Fällen der vor- 
erwähnten Art aus der Nichtigerklärung eines 
Gesetzes für das gemeine Wohl und insbesondere 
für die Funktionstüchtigkeit der staatlichen Organe 
ergehen können, erschweren unter Umständen in 
außergewöhnlichem Maße die Funktion des Bundes- 
verfassungsgerichts, die ihm zugewiesene Normen- 
kontrolle allein am Maßstab der Verfassung auszu- 
richten, wenn es die Folgen seines Spruchs wegen 
dessen Auswirkungen in die Vergangenheit hinein 
mitbedenken muß. Dadurch wird die ohnehin mit 
großer Verantwortung verbundene Tätigkeit des Ge- 
richts zusätzlich belastet. Diese Belastung wiegt um 
so schwerer, je größer der zeitliche Abstand zwi- 
schen der Verabschiedung eines Gesetzes und dem 
Erlaß der verfassungsgerichtlichen Entscheidung ist. 
So läßt es sich nicht ausschließen, daß die weit- 
reichende Rückwirkung der Nichtigkeitserklärung 
von Gesetzen auf die Rechtsfindung selbst einwirken 
kann. 

Diese zusätzliche Belastung des Gerichts läßt sich 
auch nicht mit dem Hinweis beiseite schieben, der 
Gesetzgeber könne nach der verfassungsgericht- 
lichen Rechtsprechung eine nichtige Norm gegebe- 
nenfalls rückwirkend durch eine rechtlich nicht zu 
beanstandende Regelung ersetzen. Einer solchen 
Möglichkeit sind in der Regel bereits tatsächliche 
Grenzen gesetzt, insbesondere wenn ein Gesetz über 
viele Jahre rückwirkend für nichtig erklärt worden 
ist. Diese Schwierigkeiten würden auch nicht durch 
eine Abkürzung der Verfahrensdauer vor dem Bun- 
desverfassungsgericht gemindert. Abgesehen davon, 
daß eine Nichtigerklärung auch über den Be- 
ginn des Verfahrens hinaus zurückwirkt, erfordert 
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gerade die Prüfung von Rechtsnormen von sehr 
weitreichender Bedeutung eingehende Feststellun- 
gen und rechtliche Prüfungen. Die Verfahrensdauer 
in solchen Fällen kann weder vom Gesetzgeber noch 
durch das Bundesverfassungsgericht selbst beliebig 
abgekürzt werden, zumal wenn mehrere bedeutsame 
Verfahren gleichzeitig vor einem Senat anhängig 
sind. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte deshalb 
die auf eine weitreichende Rückwirkung von Nich- 
tigkeitserkenntnissen angelegte Regelung des § 78 
BVerfGG in einer Weise ergänzt werden, die sicher- 
stellt, daß das Ergebnis eines verfassungsgericht- 
lichen Normenkontrollverfahrens nicht von anderen 
als von Gesichtspunkten der Rechtsfindung nur des- 
halb beeinflußt wird, weil die Rückwirkung einer 
verfassungsrechtlich an sich gebotenen Nichtigerklä- 
rung eines Gesetzes schwerwiegende Nachteile für 
das öffentliche Wohl nach sich ziehen würde. Zu die- 
sem Zwecke wird vorgeschlagen, dem Bundesver- 
fassungsgericht die Befugnis einzuräumen, aus 
schwerwiegenden Gründen des öffentlichen Wohles 
zu bestimmen, daß ein für nichtig erklärtes Gesetz 
erst zu einem vom Gericht festzusetzenden Zeitpunkt 
als außer Kraft getreten gilt. Durch eine solche Rege- 
lung bliebe das im geltenden Recht verwirklichte 
Prinzip der ex-tunc-Wirkung grundsätzlich unbe- 
rührt, in der Vergangenheit nach dem nichtigen Ge- 
setz beurteilte Sachverhalte brauchten jedoch nicht 
wieder aufgerollt zu werden, wenn anders erheb- 
liche Nachteile für das gemeine Wohl nicht abge- 
wendet werden können. Allerdings muß nach Auf- 
fassung der Bundesregierung unbedingt gewähr- 
leistet sein, daß für die Zeit nach der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts nur noch verfas- 
sungsmäßiges Recht gilt. Deshalb ist das Wirksam- 
werden der verfassungsgerichtlichen Entscheidung 
als spätester Zeitpunkt anzusehen, zu dem das für 
nichtig erklärte Gesetz als außer Kraft getreten zu 
gelten hat. Es wäre zumindest verfassungspolitisch 
bedenklich, wenn das Bundesverfassungsgericht das 
fiktive Weitergelten verfassungswidrigen Rechts 
auch für den nach dem Nichtigkeitserkenntnis liegen- 
den Zeitraum sanktionieren und dem Gesetzgeber — 
etwa nach österreichischem Vorbild — auf diese 
Weise eine Nachbesserungsfrist setzen könnte. Da- 
bei ist sich die Bundesregierung durchaus bewußt, 
daß ohne die Möglichkeit einer solchen Nachbesse- 
rungsfrist für den Gesetzgeber nicht alle Schwierig- 
keiten, die mit dem hier zu regelnden Problemkreis 
verbunden sind, restlos behoben werden können. Es 
mag den noch erforderlichen Erörterungen Vorbehal- 
ten bleiben zu klären, ob der Gesetzgeber in extrem 
gelagerten Ausnahmesituationen im Anschluß an 
ein verfassungsgerichtliches Nichtigkeitserkenntnis 
übergangsweise Anpassungsregelungen treffen kann, 
die den grundgesetzlichen Anforderungen noch nicht 
in jeder Hinsicht genügen, oder ob es dazu einer 
besonderen verfassungsrechtlichen Grundlage be- 
dürfte, die an dieser Stelle allerdings nicht ange- 
strebt wird. 

Die hier vorgeschlagene Regelung, nach der das 
Bundesverfassungsgericht — praktisch unter Durch- 
brechung des strengen ex-tunc-Prinzips — in be- 
stimmten Ausnahmefällen einen besonderen Zeit- 


punkt für das Außerkrafttreten eines für nichtig er- 
klärten Gesetzes festsetzen kann, ist für die Wah- 
rung der Rechtseinheit zwischen Berlin und dem 
übrigen Bundesgebiet allerdings nicht ohne Proble- 
matik, weil die Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts infolge alliierten Vorbehalts in Berlin 
keine unmittelbare Wirksamkeit entfalten. Beschränkt 
das Gericht sich auf die Nichtigerklärung eines nach 
Berlin übernommenen Bundesgesetzes, so bleibt die 
Rechtseinheit ohne weiteres gewahrt, weil infolge 
der ex-tunc-Wirkung der verfassungsgerichtlichen 
Entscheidung das Berliner Ubernahmegesetz sich 
von Anfang an auf ein bundesgesetzliches Nullum 
bezogen hat und demzufolge gegenstandslos ist. Ist 
das für nichtig erklärte Gesetz jedoch auf Grund 
einer besonderen verfassungsgerichtlichen Zeit- 
punktbestimmung im Sinne des § 79 Abs. 1 in der 
Fassung des Entwurfs vorübergehend anwendbar, 
so läßt sich insoweit die Rechtseinheit mit Hilfe der 
bisherigen Konstruktionen nicht aufrechterhalten. 
Ein solches Gesetz würde entsprechend dem gelten- 
den ex-tunc-Prinzip in Berlin nach wie vor von An- 
fang an ungültig und unanwendbar sein, auch wenn 
es im übrigen Bundesgebiet auf Grund verfassungs- 
gerichtlicher Anordnung erst später als außer Kraft 
getreten gilt. Gewiß wäre eine solche Divergenz, ob- 
gleich sie sich nur auf einen vor der Verfassungs- 
gerichtsentscheidung liegenden vorübergehenden 
Zeitraum in der Vergangenheit auswirken würde, 
unter dem Gesichtspunkt der Rechtseinheit unerfreu- 
lich. Abhilfe könnte jedoch gegebenenfalls jeweils 
durch ein entsprechendes Anpassungsgesetz für Ber- 
lin geschaffen werden. Dabei ist sich die Bundes- 
regierung bewußt, daß eine Anpassungsregelung, 
welche die besondere Situation Berlins betont unter- 
streicht, keine optimale Lösung des Problems dar- 
stellt. Sie wird deshalb bemüht sein, eine bessere 
Lösung zu finden. Sie stellt ihren Vorschlag für eine 
Neufassung des § 79 Abs. 1 unter den Vorbehalt, daß 
im Verlauf der parlamentarischen Beratungen des 
Entwurfs ein gangbarer Weg für eine die Belange 
Berlins angemessen berücksichtigende Regelung ge- 
funden wird. 

Eine auf die Wahrung der Rechtseinheit mit Berlin 
angelegte besondere Uberleitungsregelung würde 
sich in diesem Zusammenhang allerdings erübrigen, 
wenn im Falle der Nichtigerklärung eines Gesetzes 
nicht das Bundesverfassungsgericht, sondern — vor- 
behaltlich des verfassungsgerichtlich anerkannten 
Vorliegens schwerwiegender Gründe des öffent- 
lichen Wohles — der Gesetzgeber selbst den Zeit- 
punkt zu bestimmen hätte, zu dem das Gesetz als 
außer Kraft getreten gilt; denn eine vom Bundes- 
gesetzgeber getroffene Zeitpunktbestimmung würde 
nach Maßgabe des § 13 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes auch in Berlin Geltung beanspruchen kön- 
nen. Gegen eine solche Regelung sind jedoch vor 
allem aus dem Gesichtspunkt der Rechtssicherheit 
Bedenken geltend gemacht worden. Zwischen dem 
Nichtigkeitserkenntnis des Bundesverfassungsge- 
richts und dem Tätigwerden des Gesetzgebers be- 
stünde für eine möglicherweise unerträglich lange 
Zeitspanne allgemeine Ungewißheit darüber, wel- 
ches Recht für die Zeit zwischen dem Erlaß des für 
nichtig erklärten Gesetzes und dem Wirksamwerden 
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der verfassungsgerichtlichen Entscheidung maßgeb- ! 
iich ist. Insbesondere müßten sämtliche bei Behörden 
und Gerichten anhängige Verfahren, für deren Ent- 
scheidung es auf die Bestimmung des Zeitpunktes 
für das fiktive Außerkrafttreten der für nichtig er- 
klärten Norm ankommt, auf unbestimmte Zeit aus- ; 
gesetzt werden mit der Folge, daß die öffentliche 1 
Verwaltungstätigkeit sowie die Rechtsschutzgewäh- 
rung gegebenenfalls unangemessen verzögert wer- 
den könnten. Vornehmlich aus diesen Gründen 
schlägt die Bundesregierung vor, daß der Zeitpunkt, 
zu dem das verfassungswidrige Gesetz als außer 
Kraft getreten gilt, in der verfassungsgerichtlichen 
Nichtigkeitsentscheidung selbst bestimmt wird. 

Die vorgeschlagene Regelung beseitigt übrigens für 
ihren Anwendungsbereich die oft als ungerecht emp- 
fundene Verschiedenbehandlung der „rechtsmittel- 
bewußten" Bürger und derjenigen, die im Vertrauen 
auf die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze diese 
schlicht befolgen. So hat etwa der Deutsche Bundes- 
tag in seinem Beschluß vom 28. Juni 1963 — Druck- 
sache IV/ 1343 — auf die nachteiligen Wirkungen 
hingewiesen, die die Anwendung des § 79 Abs. 2 
BVerfGG speziell im Bereich des Steuerrechts mit 
sich bringt. Diese Regelung bewirke nämlich, daß 
die günstigen Folgen einer Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts für die Vergangenheit nur 
denjenigen zugute kommen, die ihre Steuer noch 
nicht bezahlt haben, deren Steuerfälle noch nicht 
rechtskräftig sind oder deren Steuerfälle im Wege 
der Berichtigungsveranlagung wiederaufgerollt wer- 
den. Diese Auswirkungen stießen bei Steuerpflich- 
tigen, die kein Rechtsmittel eingelegt haben, weil sie 
Vertrauen in die gesetzliche Regelung setzten, auf 
Unverständnis. Sie fühlten sich benachteiligt, wenn 
sie sich z. B. mit denjenigen verglichen, die im Hin- 
blick auf § 79 Abs. 2 BVerfGG vorsorglich in jedem 
Falle Rechtsmittel einlegen bzw. ihre Steuer nicht 
bezahlen (vg]. auch Schick, Juristenzeitung 1969, 

S. 371 [372]). Eine solche Verschiedenbehandlung der 
betroffenen Bürger wird durch den Vorschlag jeden- 
falls bezüglich desjenigen Zeitabschnitts vermieden, 
für den das nichtige Gesetz aus schwerwiegenden 
Gründen des öffentlichen Wohles auf Grund ver- 
fassungsgerichtlicher Anordnung noch anwendbar 
bleibt; denn insoweit werden die anhängigen Rechts- 
mittelverfahren unter Zugrundelegung der gleichen 
— vorübergehend als gültig fingierten — Rechts- 
vorschriften beurteilt wie die bereits rechtsbestän- 
digen Fälle der Bürger, die auf die Verfassungs- 
mäßigkeit der Vorschriften vertraut und diese be- 
folgt haben. 

Zu Nummer 16 

Die Bezeichnung „oberste Gerichtshöfe des Bundes" 
entspricht Artikel 95 Abs. 1 des Grundgesetzes in 
der Fassung des Sechzehnten Anderungsgesetzes 
vom 18. Juni 1968 (BGBL I S. 657). 

Zu Nummer 17 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die nach Artikel 1 Nr. 7 dieses Entwurfs in § 13 des 
Gesetzes neu einzufügende Nummer 8 a. 


Zu Nummer 18 

Der Vorschlag paßt die Vorschrift des § 90 Abs. 1 
redaktionell an den durch das Neunzehnte Ande- 
rungsgesetz zum Grundgesetz vom 29. Januar 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 97) neu eingefügten Artikel 93 
Abs. 1 Nr. 4 a GG an, indem er das Widerstands- 
recht nach Artikel 20 Abs. 4 GG in die Rechte ein- 
bezieht, gegen deren Verletzung die Verfassungs- 
beschwerde zulässig ist. 

Zu Nummer 19 

Das geltende Recht enthält bei Versäumung gesetz- 
licher Fristen im Bereich der Verfassungsgerichts- 
barkeit keine Bestimmung über eine Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat eine solche Möglichkeit in ständiger 
Rechtsprechung abgelehnt. Die Härten, die sich dar- 
aus bei einer durch unabwendbaren Zufall ver- 
ursachten oder sonstwie unverschuldeten Fristver- 
säumnis ergeben können, treten insbesondere bei 
der Verfassungsbeschwerde gegen behördliche oder 
gerichtliche Entscheidungen zutage. Sie sollen durch 
die vorgeschlagene Regelung gemildert werden. 

An eine Wiedereinsetzung bei Versäumung der ein- 
monatigen Frist für die Verfassungsbeschwerde 
müssen allerdings strenge Anforderungen gestellt 
werden. Im Gegensatz zur Nachprüfung gerichtlicher 
Entscheidungen durch die herkömmlichen Rechts- 
mittelinstanzen greift die Verfassungsbeschwerde an 
sich schon in die der Rechtssicherheit dienende 
Rechtskraft der mit ihr angegriffenen Entscheidun- 
gen ein; diese Eingriffsmöglichkeit wird durch die 
Zulassung der Wiedereinsetzung noch verstärkt. 
Deshalb soll nach der hier vorgeschlagenen Rege- 
lung die Wiedereinsetzung an strenge tatbestand- 
liche Voraussetzungen gebunden werden: die Beson- 
derheiten der Verfassungsbeschwerde, die sich aus 
ihrer zuvor schon angedeuteten Rechtsnatur als 
außerordentlicher Rechtsbehelf ergeben, legen über- 
dies möglicherweise eine engere Auslegung dieser 
Tatbestandsvoraussetzungen nahe als die Wieder- 
einsetzungsregelungen anderer Verfahrensordnun- 
gen. Allerdings wird davon abgesehen, eine dem 
§ 234 Abs. 3 der Zivilprozeßordnung vergleichbare 
Ausschlußfrist für den Wiedereinsetzungsantrag vor- 
zusehen, weil diese kaum praktische Bedeutung er- 
langen würde. Bei einer kurz bemessenen Ausschluß- 
frist würde die Wiedereinsetzungsregelung weithin 
leerlaufen, weil das Hindernis für die Fristwahrung 
oft noch nicht entfallen wäre. Eine lange Ausschluß- 
frist hätte wegen der strengen Anforderungen an 
einen Wiedereinsetzungsantrag ebenfalls keine nen- 
nenswerte Bedeutung. 

Eine Notwendigkeit, die Wiedereinsetzung auch für 
andere verfassungsgerichtliche Verfahrensarten — 
etwa für das Wahlprüfungsverfahren nach § 48 oder 
für strafrechtsähnliche Verfahren wie Präsidenten- 
oder Richteranklage nach den §§ 49, 58 — ■ vorzu- 
sehen, besteht nach Ansicht der Bundesregierung 
nicht. Bei der Verfassungsbeschwerde gegen be- 
hördliche oder gerichtliche Entscheidungen steht 
neben dem Schutz der objektiven Verfassungsord- 
nung der individuelle Grundrechtsschutz in beson- 
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derer Weise im Vordergrund. Nachdem dieser Indi- 
vidualschutz durch Verankerung der Verfassungs- 
beschwerde im Grundgesetz verfassungsrechtlich 
garantiert ist, sollte seine Effektivität nicht geringer 
sein als die sonstiger Rechtsbehelfe, bei denen im 
Falle der Fristversäumnis Wiedereinsetzung gewährt 
werden kann. 

Zu Nummer 20 

Im Hinblick auf die gleichbleibend hohen Eingänge 
beim Bundesverfassungsgericht, die Zahl der Rück- 
stände und die damit zusammenhängende durch- 
schnittliche lange Verfahrensdauer kommt dem 
bei Verfassungsbeschwerden vorgesehenen Vorprü- 
fungsverfahren für die Funktionsfähigkeit des Ge- 
richts nach wie vor große Bedeutung zu. Die jetzige 
Formulierung des § 93 a Abs. 3 BVerfGG hat in der 
Praxis zu Schwierigkeiten geführt. Das für die Nicht- 
annahme von Verfassungsbeschwerden wichtigste 
Tatbestandsmerkmal „offensichtlich unbegründet" 
wird von den Beschwerdeführern und insbesondere 
ihren Anwälten als Herabsetzung ihrer mit großem 
Aufwand an Zeit, Arbeit und Mühe gefertigten Be- 
schwerdebegründung empfunden. Zwar versuchen 
die Ausschüsse häufig, diese unbeabsichtigte Wir- 
kung dadurch zu mildern, daß sie dem Nichtan- 
nahmebeschluß eine ausführlichere Begründung bei- 
fügen oder diese in einem Belehrungsschreiben 
geben. Solche Ausführungen können gelegentlich 
jedoch auch als Präjudiz mißverstanden werden. 

Schwierigkeiten bereitet überdies die Abgrenzung 
des Merkmals der Offensichtlichkeit. Dem Bundes- 
verfassungsgericht wird gelegentlich eine unzu- 
lässige Überdehnung dieses Begriffs vorgeworfen, 
indem es in heiklen Fällen die betreffende Verfas- 
sungsbeschwerde, auch wenn ihre Unbegründetheit 
nicht offensichtlich sei, bereits dann nicht zur Ent- 
scheidung annehme, wenn sie nach der übereinstim- 
menden Meinung der drei Ausschußmitglieder nur 
schlicht „unbegründet" sei (vgl. Seibert, DVBl. 1969, 
S. 544 f.). Tatsächlich sind aber einfach zu beantwor- 
tende Verfassungsfragen nicht selten mit sehr 
schwierigen Fragen des einfachen Rechts in einer 
fast untrennbaren Gemengelage verbunden, so daß 
die gerichtliche Bewertung als „offensichtlich unbe- 
gründet" bei den Betroffenen oft kein Verständnis 
findet. 

Diese Nachteile werden vermieden, wenn der Aus- 
schuß durch einstimmigen Beschluß die Annahme der 
Verfassungsbeschwerde ablehnen kann, weil sie 
„keine Aussicht auf Erfolg hat". Diese Formulierung 
kann weder als unberechtigte Herabsetzung der Be- 
schwerdeführer oder ihrer Anwälte empfunden wer- 
den, noch ist sie dem Mißverständnis ausgesetzt, die 
Bewertung als „offensichtlich unbegründet" erstrecke 
sich auch auf die mit der Verfassungsfrage verbun- 
denen oft schwierigen Fragen des einfachen Rechts. 
Insbesondere bewirkt der Vorschlag keine verfas- 
sungsrechtlich bedenkliche Aushöhlung der in Arti- 
kel 93 Abs. 1 Nr. 4 a und 4 b GG institutionalisierten 
Verfassungsbeschwerde, sondern hält sich im Rah- 
men des in Artikel 94 Abs. 2 Satz 2 enthaltenen Vor- 
behaltes zugunsten einer gesetzlichen Regelung, die 


für Verfassungsbeschwerden ein besonderes An- 
nahmeverfahren vorsieht. Die auf der Erfahrung der 
Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts beruhende 
Möglichkeit, die Erfolgsaussichten einer Verfas- 
sungsbeschwerde zu erkennen und von dieser Pro- 
gnose die Annahme der Beschwerde abhängig zu 
machen, würde den Entscheidungsspielraum der Vor- 
prüfungsausschüsse in der Sache nicht erweitern. 

Die demnach zu streichende Wendung „offensichtlich 
unbegründet" findet sich allerdings auch in § 24, läßt 
sich dort aber nicht durch die hier einzufügenden 
Worte „keine Aussicht auf Erfolg" ersetzen; denn 
den Beschlüssen nach § 24, deren Bedeutung für die 
Verfassungsbeschwerde nach Einführung des An- 
nahmeverfahrens zurückgegangen ist, fehlt als voll- 
wirksamen Endentscheidungen das prognostische 
Element des Vorprüfungsverfahrens. 

Die gleichzeitig vorgeschlagene Streichung der Tat- 
bestandsmerkmale „formwidrig", „verspätet" oder 
„von einem offensichtlich Nichtberechtigten erhoben" 
enthält keine sachliche Änderung, weil es sich dabei 
nur um Erscheinungsformen des übergreifenden 
Merkmals der „Unzulässigkeit" handelt. 

Zu Nummer 21 

Der Vorschlag trägt den Bedenken gegen die bis- 
herige Fassung Rechnung. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat im Urteil vom 25. Juni 1968 (BVerfGE 24, 
33 [44 f.]) den Wortlaut des § 94 Abs. 5 BVerfGG als 
nicht eindeutig bezeichnet; er lasse offen, unter wel- 
chen Voraussetzungen sich ein Verfassungsorgan 
durch Beitritt am Verfahren beteiligen könne; aus 
Sinn und Zweck dieser Vorschrift sowie aus ihrem 
Zusammenhang mit § 94 Abs. 4 BVerfGG ergebe 
sich, daß bei Verfassungsbeschwerden, die sich un- 
mittelbar oder mittelbar gegen ein Gesetz richten, 
die in § 77 BVerfGG genannten Verfassungsorgane 
nicht nur das Recht zur Äußerung, sondern — nach 
Maßgabe des § 77 BVerfGG — auch das Recht zum 
Beitritt haben. 

Die vorgeschlagene Fassung stellt ausdrücklich klar, 
daß die zur Äußerung berechtigten Verfassungs- 
organe dem Verfahren beitreten und, wenn sie dem 
Verfahren beigetreten sind, auf mündliche Verhand- 
lung verzichten können. Die Beitrittsmöglichkeit 
schließt sich an die Äußerungsbefugnis nach § 94 
Abs. 1 bis 4 BVerfGG an. Der Beitritt erfolgt in glei- 
cher Weise wie im Verfahren der konkreten Nor- 
menkontrolle nach § 82 Abs. 2 BVerfGG. 

Zu Nummer 22 

Der Vorschlag faßt die gegenwärtig in den §§ 98 
I und 99 BVerfGG enthaltene Ruhestands- und Ver- 
i sorgungsregelung zusammen und zieht die notwen- 
digen Folgerungen aus der in Artikel 1 Nr, 3 dieses 
1 Entwurfs vorgeschlagenen Angleichung der beiden 
I Richtergruppen. 

! Sachlich neu ist dabei zunächst die vorgesehene 
j Regelung in Absatz 1 Nr. 1, wonach ein Bundesver- 
I fassungsrichter nach Ablauf seiner Amtszeit in jedem 
' Fall mit Versorgungsansprüchen in den Ruhestand 
1 tritt. Der Fortfall einer Wiederwahlmöglichkeit läßt 
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es nicht zu, den Eintritt in den Ruhestand und die 
Versorgungsansprüche von den weiteren bisher in 
§ 99 Abs. 1 Nr. 1 BVerfGG geforderten Vorausset- 
zungen abhängig zu machen. 

Die vorgeschiagene Regelung in Absatz 1 Nr. 2 wird 
im Hinblick auf die Einführung einer einheitlichen 
Altersgrenze erforderlich. Ein Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts soll danach mit Erreichen der 
Altersgrenze Anspruch auf Ruhegehalt haben, wenn 
er sein Amt wenigstens sechs Jahre bekleidet hat. 
Eine sechsjährige Amtszeit erscheint im Hinblick 
darauf angemessen, daß einerseits in dem geltenden 
§ 99 Abs. 1 Nr. 3 BVerfGG für die Ruhestandsver- 
setzung auf eigenen Antrag vor Erreichen der Alters- 
grenze eine achtjährige Bekleidung des Richteramtes 
verlangt wird und andererseits nach § 100 Abs. 1 
BVerfGG ein Ubergangsgeld bei einer wenigstens 
zweijährigen Amtszeit in Betracht kommt. 

In Absatz 1 Nr. 4 soll für die Zurruhesetzung auf 
Antrag ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit die 
Vollendung des 65. Lebensjahres anstelle des 62. 
Lebensjahres vorgesehen werden. Das entspricht der 
nach § 48 des Deutschen Richtergesetzes für Bundes- 
richter geltenden Regelung. Auch für Bundesbeamte 
wird ein solcher Antrag frühestens drei Jahre vor 
Erreichen der Altersgrenze zugelassen (§ 42 Abs. 3 
BBG). Nachdem nunmehr auch für die Bundesverfas- 
sungsrichter mit der Vollendung des 68. Lebens- 
jahres eine feste Altersgrenze vorgeschlagen wird, 
empfiehlt es sich, auch bei ihnen die Zurruhesetzung 
auf Antrag ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit 
erst während der letzten drei Jahre vor Erreichen 
der Altersgrenze zuzulassen. 

Zu Nummern 23 bis 26 

Es handelt sich nur um redaktionelle Anpassungen, 
bei Nummer 26 um eine Anpassung an die günsti- 
gere Regelung des Bundesbeamtengesetzes (§ 122 
BBG). 

Zu Nummer 27 

In der vorgeschlagenen Fassung entfallen aus Grün- 
den der redaktionellen Anpassung vor den Worten 
„Richter des Bundesverfassungsgerichts" die Worte 
„auf Zeit". Der Vorbehalt zugunsten des § 70 des 
Deutschen Richtergesetzes ist erforderlich, weil nach 
dieser Vorschrift abweichend von der in § 101 Abs. 1 
Satz 1 BVerfGG getroffenen Regelung die zu Bundes- 
verfassungsrichtern gewählten Richter der obersten 
Gerichtshöfe nicht etwa aus ihrem bisherigen Amt 
ausscheiden, sondern lediglich ihre Rechte und Pflich- 
ten aus dem Bundesrichteramt ruhen. 

Zu Nummer 28 

Nach § 101 Abs. 3 Satz 3 BVerfGG werden bei den 
Verfassungsrichtern, die Hochschullehrer sind, von 
den Dienstbezügen aus dem Dienstverhältnis als 
Hochschullehrer zwei Drittel auf die ihnen als Rich- 
ter des Bundesverfassungsgerichts zustehenden Be- 
züge angerechnet. Dies gilt jedoch nur für die aktive 
Amtszeit als Bundesverfassungsrichter. Für das Zu- 
sammentreffen von Versorgungsbezügen aus dem 


Amt als Richter des Bundesverfassungsgerichts mit 
Dienst- oder Versorgungsbezügen aus dem Dienst- 
verhältnis als Hochschullehrer fehlt dagegen eine 
ausdrückliche Regelung. Sofern man in diesem Falle 
nach § 103 BVerfGG die für Bundesrichter geltenden 
versorgungsrechtlichen Vorschriften für anwendbar 
hält, würden beim Zusammentreffen von Versor- 
gungsbezügen aus dem Amt als Bundesverfassungs- 
richter mit Dienstbezügen aus dem Dienstverhältnis 
als Hochschullehrer oder beim Zusammentreffen von 
Versorgungsbezügen aus den beiden Dienstverhält- 
nissen die Höchstgrenzen der in den §§ 158 und 160 
BBG enthaltenen Ruhensregelung gelten. Die An- 
wendung dieser Vorschriften widerspricht jedoch bei 
Bundesverfassungsrichtern dem Sinn und Zweck der 
institutioneilen Verknüpfung von Richteramt und 
Hochschullehreramt, von der § 3 Abs. 4 BVerfGG 
ausgeht und der auch § 101 Abs. 3 Satz 3 BVerfGG 
durch die besondere Anrechnungsregelung Rechnung 
trägt. 

Die Bundesregierung schlägt deshalb vor, diese auch 
in der Praxis bereits hervorgetretenen Auslegungs- 
zweifel durch eine eindeutige gesetzliche Regelung 
zu klären. Die Anwendung der allgemeinen be- 
amtenrechtlichen Vorschriften würde nicht der von 
dem Gesetzgeber in § 101 Abs. 3 Satz 3 BVerfGG 
bereits getroffenen Regelung Rechnung tragen und 
könnte es erschweren, auch Hochschullehrer für das 
Amt des Bundesverfassungsrichters zu gewinnen. 
Die vorgeschlagene Ergänzung lehnt sich deshalb 
an § 101 Abs. 3 Satz 3 BVerfGG an, in dem auch für 
das Zusammentreffen von Versorgungsbezügen aus 
dem Amt als Verfassungsrichter mit Dienst- oder 
Versorgungsbezügen aus dem Dienstverhältnis als 
Hochschullehrer die Höchstgrenze der Bezüge nach 
dieser Bestimmung ermittelt wird. Diese schon nach 
bisherigem Recht naheliegende, wenn auch nicht 
zwingende Berechnung ist in der Vergangenheit be- 
reits in einem Einzelfall zur gütlichen Beilegung von 
Meinungsverschiedenheiten angewandt worden. 

Zu Nummer 29 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
den vorangegangenen Vorschlag. 

Zu Nummer 30 

Die Stellung des Präsidenten des Bundesverfassungs- 
gerichts ist gesetzlich nicht ausdrücklich festgelegt 
worden. Außerhalb des Bereichs der richterlichen 
Tätigkeit ergeben sich seine Befugnisse als Chef 
einer obersten Bundesbehörde Das Bundesverfas- 
sungsgericht ist aber zugleich oberstes Gericht und 
Verfassungsorgan. Es ist deshalb nicht völlig zwei- 
felsfrei, ob der Präsident gegenüber den einzelnen 
Richtern versorgungsrechtliche Entscheidungen tref- 
fen kann. Andererseits erscheint es aber auch nicht 
zweifelsfrei, ob das Plenum des Bundesverfassungs- 
gerichts, dessen Zuständigkeiten teilweise gesetzlich 
ausdrücklich aufgeführt sind, teilweise aber auch aus 
der Stellung des Bundesverfassungsgerichts abzu- 
leiten sind, hierfür zuständig sein könnte. In einem 
Verwaltungsrechtsstreit ist ein Gericht zwar von der 
Unzuständigkeit des Präsidenten ausgegangen. Hier- 
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bei würde jedoch nicht berücksichtigt werden, daß 
das Bundesverfassungsgericht als oberste Bundes- 
behörde bei versorgungsrechtlichen Entscheidungen 
nicht durch das Plenum vertreten wird. Auch bleibt 
bei dieser Rechtsansicht offen, ob etwa vom Plenum 
zu treffende versorgungsrechtliche Entscheidungen 
dann vor den Verwaltungsgerichten angefochten 
werden können oder ob das Plenum als ein richter- 
liches Beschlußorgan endgültig entscheidet. 

Zur Klärung dieser Zweifel sollte ausdrücklich fest- 
gelegt werden, daß die versorgungsrechtlichen Ent- 
scheidungen von dem Präsidenten des Bundesver- 
fassungsgerichts getroffen werden. Eine solche Rege- 
lung erscheint bei versorgungsrechtlichen Entschei- 
dungen sachlich naheliegend und berührt nicht die 
aus der Funktion des Bundesverfassungsgerichts ab- 
zuleitenden Aufgaben des Plenums. 


Zu Artikel 2 

Die Bundesregierung schlägt vor, die Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich der Benut- 
zung der staatlichen Verkehrsmittel den übrigen 
Verfassungsorganen gleichzustellen. Eine entspre- 
chende Regelung war von 1954 bis 1960 im Verwal- 
tungswege durch Gewährung von Freifahrtkarten 
seitens der Deutschen Bundesbahn getroffen worden. 

Die Bundesregierung hält eine gesetzliche Regelung 
für angezeigt, die für die Mitglieder der einzelnen 
Verfassungsorgane in gleicher Weise gilt. Die Ge- 
währleistung der Freifahrt auf staatlichen Verkehrs- 
mitteln stellt keine persönliche Vergünstigung dar, 
sondern trägt der Stellung und Funktion der Ver- 
fassungsorgane im Rahmen unserer rechtsstaatlich- 
demokratischen Grundordnung Rechnung. Es ist kein 
einleuchtender Grund erkennbar, das Bundesverfas- 
sungsgericht hiervon auszunehmen. Die Mitglieder 
des Bundesverfassungsgerichts müssen in ständiger 
Fühlung mit allen Kreisen bleiben, die sich um die 
Auslegung und Fortbildung des Verfassungsrechts 
bemühen. Der Vorschlag der Bundesregierung unter- 


’ streicht deutlich die Beziehung des Bundesverfas- 
i sungsgerichts zur Öffentlichkeit. 


I Zu Artikel 3 

Die laufenden Amtszeiten der amtierenden Richter 
I läßt das neue Recht unberührt. Die von den obersten 
Gerichtshöfen gewählten Bundesverfassungsrichter 
I bleiben hiernach im Amt bis zur Beendigung ihres 
I Amtes als Bundesrichter. Die auf Zeit gewählten 
! Bundesverfassungsrichter können nach Ablauf ihrer 
I derzeitigen Amtszeit von acht Jahren ausnahms- 
i weise für eine weitere Amtszeit von zwölf Jahren 
wiedergewählt werden, sofern sie die Altersgrenze 
noch nicht erreicht haben. Durch diese Übergangs- 
regelung sollen den amtierenden Richtern die Vor- 
i aussetzungen, unter denen sie ihr Amt angetreten 
I haben, weitestgehend erhalten bleiben. 


Zu Artikel 4 

Im Hinblick auf die umfangreichen Änderungen, die 
das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht ins- 
I besondere durch die Änderungsgesetze vom 21. Juli 
I 1956 und 3. August 1963 erfahren hat und die in dem 
j vorliegenden Entwurf vorgesehen sind, erscheint 
j eine Neubekanntmachung seines Wortlauts im Inter- 
I esse der Öffentlichkeit geboten. 


Zu Artikel 5 

Es handelt sich um die für das Gesetz über das Bun- 
desverfassungsgericht übliche Berlin-Klausel. 


j Zu Artikel 6 

; Das Gesetz kann, ohne daß es einer übergangsfrist 
I bedarf, am Tage nach seiner Verkündung in Kraft 
j treten. 
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Anlage 


Beschlüsse des Plenums in der Sitzung am 13. November 1969 
zu dem Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 


Artikel 1 

Ziffer 2 (zu § 3 Abs. 4 Satz 3): 

Das Bundesverfassungsgericht hält nach erneuter 
Prüfung an seinem Vorschlag fest, Satz 3 der Ent- 
wurfsfassung zu streichen. 

Es wird vorgeschlagen, dem § 3 Abs. 2 die Worte an, 
zufügen: „ , sich durch besondere Kenntnisse im 
öffentlichen Recht auszeichnen und im öffentlichen 
Leben erfahren sein." 

Ziffer 3 (zu § 4 Abs. 1 und 3): 

Im Interesse einer gleichmäßigen Behandlung aller 
Richter sollte als Altersgrenze die Vollendung des 
68. Lebensjahres festgesetzt werden. 

vor Ziffer 8: 

Es wird erneut vorgeschlagen, einen § 16 a mit fol- 
gendem Wortlaut einzufügen: 

„Das Bundesverfassungsgericht gibt sich eine 
Geschäftsordnung, die das Plenum beschließt. Sie 
wird vom Präsidenten des Bundesverfassungs- 
gerichts im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht." 

Das Recht des Bundesverfassungsgerichts, eine Ge- 
schäftsordnung zu beschließen, ergibt sich bereits 
aus seinem Status als oberstes Verfassungsorgan; 
§ 16 a hätte deshalb lediglich deklaratorischen Cha- 
rakter. 

Ziffer 9 (zu § 30 Abs. 2): 

Es wird vorgeschlagen, in dem ersten Satz das Wort 
„überstimmter" zu streichen und nach den Worten: 

„zu der Entscheidung oder" das Wort „zu" einzu- 
fügen, so daß Abs. 2 Satz 1 lautet: 

(2) Ein Richter kann seine in der Beratung ver- 
tretene abweichende Meinung zu der Entscheidung 
oder zu deren Begründung in einem Sondervotum 
niederlegen I . . . 

Damit wird klargestellt, daß nicht nur eine „dissent- 
ing opinion", sondern auch eine „concurring opinion" 
abgegeben werden kann. 

Ferner wird vorgeschlagen, dem § 30 Abs. 2 der Ent- 
wurfsfassung den Satz anzufügen: 

„Das Nähere regelt die Geschäftsordnung." 

Ziffer 10 (zu § 31 Abs. 2): 

Es wird vorgeschlagen, in dem Satz 2 die Worte: 

„oder die Auslegung eines Gesetzes als unverein- 
bar mit dem Grundgesetz festgestellt" 


zu streichen und Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Die Entscheidungsformel ist, soweit ein Gesetz 
als mit dem Grundgesetz oder sonstigem Bundes- 
recht vereinbar oder für nichtig erklärt wird, durch 
den Bundesminister der Justiz im Bundesgesetz- 
blatt zu veröffentlichen." 

und Satz 4 zu streichen. 

Das Bundesverfassungsgericht gibt dieser Regelung 
den Vorzug, weil in Fällen der verfassungskonfor- 
men Auslegung eine kurze, präzise, Mißverständ- 
nisse ausschließende Fassung des Tenors große 
Schwierigkeiten bereiten würde. 

Um dem mit der Entwurfsfassung erstrebten Zweck 
Rechnung zu tragen, wird das Bundesverfassungs- 
gericht in Zukunft in den. Fällen verfassungskonfor- 
mer Auslegung etwa wie folgt tenorieren: 

„§ X ist in der sich aus den Gründen dieser Ent- 
scheidung ergebenden Auslegung mit dem Grund- 
gesetz vereinbar." 

Durch die vorgeschlagene Neufassung des Satzes 3 
der Entwurfsfassung wird sichergestellt, daß auch 
die Fälle verfassungskonformer Auslegung — als 
solche erkennbar — im Bundesgesetzblatt bekannt- 
gemacht werden. 

Das Wirksamwerden der Entscheidungen des Bun- 
desverfassungsgerichts sollte statt in Satz 4 in § 79 
Abs. 4 behandelt werden (siehe dort). 

Ziffer 13 (zu § 78 Abs. 2): 

Aus den gleichen Erwägungen wie zu Ziffer 10 (§ 31 
Abs. 2) wird vorgeschlagen, § 78 Abs. 2 zu streichen. 

Ziffer 14 (zu § 79 Abs. 1): 

Es wird vorgeschlagen, Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Das Bundesverfassungsgericht kann aus 
schwerwiegenden Gründen des öffentlichen Wohls 
in seiner Entscheidung bestimmen, daß ein für 
nichtig erklärtes Gesetz erst zu einem vom Gericht 
zu bestimmenden Zeitpunkt als außer Kraft ge- 
treten gilt. Dieser Zeitpunkt darf nicht nach dem 
Wirksamwerden der Entscheidung liegen." 

und dem § 79 als neuen Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts wird wirksam mit der Verkündung oder 
bei nicht verkündeten Entscheidungen an dem 
Tage, an dem die Entscheidung zum Zwecke der 
Zustellung an die Beteiligten abgesandt worden 
ist." 
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Das Bundesverfassungsgericht hält es in Überein- 
stimmung mit der Begründung des Entwurfs für un- 
erträglich, daß ein für nichtig erklärtes Gesetz auch 
über den Zeitpunkt der Entscheidung hinaus für an- 
wendbar erklärt wird. 

Die Bestimmung des Zeitpunkts, an dem unter den 
besonderen Voraussetzungen des § 79 Abs. 1 ein für 
nichtig erklärtes Gesetz als außer Kraft getreten gilt, 
sollte dem Bundesverfassungsgericht überlassen blei- 
ben, um eine sofortige Klarstellung der Rechtslage 
zu erreichen. Dadurch wird eine besondere gesetz- 
liche Regelung nach § 79 Abs. 2 BVerfGG (nach dem 
Entwurf Absatz 3) nicht ausgeschlossen. 

Ziffer fS (zu § 93 Abs. 2): 

Es wird vorgeschlagen, die Bestimmung zu streichen. 

Die Einführung der Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand ist nicht zwingend geboten, andererseits 
sind bei ihrer Einführung Schwierigkeiten in der 
Praxis zu erwarten. Die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand könnte auch nicht auf das Verfahren 
der Verfassungsbeschwerde beschränkt bleiben; sie 
müßte z. B. auch im Wahlprüfungsverfahren und in 


j den strafrechtsähniichen Verfahren vorgesehen wer- 

' den. 

i 

! 

I Ziffer 19 (zu § 93 a Abs. 2 und 3): 

; Die Neufassung wird dringlich befürwortet. 

' Ziffer 21 (zu § 95 Abs. 2 und 3): 

j Es wird vorgeschlagen, in Absatz 2 und 3 jeweils 
den letzten Satz zu streichen: Folgerung aus den Be- 
i Schlüssen zu Ziffer 10 und 13. 

[ Zille r 2311. (zu §§ 98 ff.): 

Das Plenum behält sich vor, zu Ziffer 23 ff. des Ent- 
wurfs noch eingehend Stellung zu nehmen. Es weist 
aber schon jetzt darauf hin, daß § 98 Abs. 2 der 
Regelung in Artikel IV § 1 des Zweiten Besoldungs- 
neuregelungsgesetzes angepaßt werden sollte und 
daß das Bundesverfassungsgericht es für selbstver- 
ständlich hält, daß die Hinterbliebenenversorgung 
bei einem Richter, der im Amt verstirbt, entspre- 
j chend der bisherigen Übung aus dem Amtsgehalt 
j eines Richters am Bundesverfassungsgericht zu be- 
j rechnen ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Wie die bisherigen Änderungsgesetze bedarf 
auch das im Entwurf vorliegende Änderungs- 
gesetz schon deswegen der Zustimmung des 
Bundesrates, wedl das Gesetz über das Bundes- 
verfassungsgericht wegen § 27 Satz 2 i. V. m. 
Artikel 84 Abs. 1 GG als Zustimmungsgesetz 
anzusehen ist. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 30 Abs. 2) 

In dem § 30 Abs. 2 ist der letzte Satz wie folgt 
zu fassen: 

„Das Nähere über das Verfahren bei der Er- 
stattung des Sondervotums regelt die Geschäfts- 
ordnung." 

Begründung 

Klarstellung, daß die Geschäftsordnung lediglich 
den Verfahrensmodus regeln soll, nicht dagegen 
die Möglichkeit des Sondervotums sachlich ein- 
schränken kann. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 14 und 15 (§ 78 Satz 1 und § 79) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, 

a) ob 'die in § 95 Abs. 3 BVerfGG vorgesehene 
Regelung auch in den Fällen paßt, in denen 
das Bundesverfassungsgericht auf Grund 


einer Verfassungsbeschwerde gegen eine Ent- 
scheidung ein Gesetz für nichtig erklärt, die 
Entscheidung selbst jedoch deswegen nicht 
aufheben kann, weil es den Zeitpunkt der 
Nichtigerklärung aus schwerwiegenden Grün- 
den des öffentlichen Wohles anders bestimmt, 

b) ob es nicht in Fällen dieser Art ein Gebot 
der Gerechtigkeit ist, den in seiner eigenen 
Sache erfolglosen Beschwerdeführer von den 
Kostenfolgen, insbesondere des Ausgangs- 
verfahrens, freizustellen. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 15 (§ 79) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob in das 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz eine generelle 
Vorschrift darüber eingefügt werden sollte, wann 
die Entscheidungen des Bundesverfassungs- 
gerichts wirksam werden. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 19 (§ 93) 

§ 93 Abs. 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Wenn jemand durch Naturereignisse oder an- 
dere unabwendbare Zufälle verhindert war, die 
in Absatz 1 Satz 1 bestimmte Frist einzuhalten, 
so ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren." 

Begründung 

Klarstellung, daß beim Vorliegen der Voraus- 
setzungen für die Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand dem Beschwerdeführer stets Wieder- 
einsetzung zu gewähren ist (vgl. hierzu § 233 
ZPO und § 60 VwGO). 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Das Gesetz bedarf nach der von der Bundesregie- ! 

rung stets vertretenen Auffassung nicht der Zu- ; 
Stimmung des Bundserates, weil es weder die ; 
Einrichtung von Behörden noch das Verwaltungs- j 
verfahren im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG i 
regelt, überdies ist das Gesetz über das Bundes- j 
Verfassungsgericht wegen der in § 27 Satz 2 be- i 
stimmten Aktenvorlagepflicht der Behörden auch ' 
nicht nach Artikel 84 Abs. 1 GG als Zustimmungs- 
gesetz anzusehen (vgl. auch BVerfGE 10, 20 [49]); 
es ist dementsprechend auch nicht als Zustim- 
mungsgesetz verkündet worden. | 

I 

2. Dem Vorschlag zu § 30 Abs. 2 Satz 3, der den ' 
Gegenstand der Geschäftsordnungsregelung im ; 
Zusammenhang mit der Erstattung eines Sonder- ! 
Votums verdeutlichen soll, wird zugestimmt. 

3. Zu den Prüfungsempfehlungen zu Artikel 1 Nr. 14 i 
und 15 (§ 78 Satz 1 und § 79) wird folgendes be- 
merkt: 

a) Nach Ansicht der Bundesregierung bringt die ; 
Verweisung in § 95 Abs. 3 Satz 3 auf § 79 
hinreichend deutlich zum Ausdruck, wie das 
Bundesverfassungsgericht im Falle einer von 
ihm nach § 79 Abs. 1 in der Fassung des Ent- 
wurfs für erforderlich erachteten zeitlichen 
Begrenzung der Wirkung eines Nichtigkeits- i 


erkenntnisses zu entscheiden hat. Auch der 
Bundesrat geht davon aus, daß in einem sol- 
chen Falle die angefochtene Entscheidung 
selbst nicht aufgehoben werden kann. 

b) Zugestimmt wird der Anregung, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob es in 
Fällen der vorbezeichneten Art nicht ein Ge- 
bot der Gerechtigkeit ist, den in seiner eige- 
nen Sache erfolglosen Beschwerdeführer von 
den Kostenfolgen, insbesondere des Aus- 
gangsverfahrens, freizustellen. 

4. Entsprechend der Empfehlung des Bundesrates 
wird die Bundesregierung die schon anläßlich 
der Vorarbeiten zu dem Gesetzentwurf unter- 
suchte Frage, ob in das Gesetz über das Bundes- 
verfassungsgericht eine generelle Bestimmung 
über das Wirksamwerden verfassungsgericht- 
licher Entscheidungen eingefügt werden soll, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
nochmals sorgfältig prüfen. 

5. Dem Vorschlag zu Artikel 1 Nr. 19, der darauf 
abzielt, die sich aus dem Vorliegen der Voraus- 
setzungen für die Wiedereinsetzung in den vori- 
gen Stand ergebenden Rechtsfolgen zu verdeut- 
lichen, wird zugestimmt. 
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